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Gemeinde Friedeburg

Bebauungsplan Nr. 36
von Friedeburg
„Busbetriebshof"

Gemarkung Friedeburg 
Flur 2 

M. 1 : 1.000

AUFGRUND DES § 1 ABS. 3 UND DES § 10 DES BAUGESETZBUCHES (BAUGB)  I. V. M. § 40 DER 
NIEDERSÄCHSISCHEN GEMEINDEORDNUNG HAT DER RAT DER GEMEINDE FRIEDEBURG DIESEN  
BEBAUUNGSPLAN NR. 36 VON FRIEDEBURG "BUSBETRIEBSHOF" BESTEHEND AUS DER PLANZEICHNUNG UND 
DEN OBENSTEHENDEN TEXTLICHEN FESTSETZUNGEN, ALS SATZUNG BESCHLOSSEN. 

FRIEDEBURG, DEN _____________

_________________                                                
BÜRGERMEISTERIN                                                                                
                                                                                (SIEGEL)

Präambel

0 10 20 30 40 100 m50

4. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

DER RAT DER GEMEINDE HAT IN SEINER SITZUNG AM ___________ DEM ENTWURF  DES 
BEBAUUNGSPLANS NR. 36 VON FRIEDEBURG "BUSBETRIEBSHOF" UND DER BEGRÜNDUNG 
ZUGESTIMMT UND SEINE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG GEMÄSS § 3 ABS. 2 BAUGB BESCHLOSSEN. ORT 
UND DAUER DER ÖFFENTLICHEN AUSLEGUNG WURDEN AM _________ ORTSÜBLICH 
BEKANNTGEMACHT. DER ENTWURF DES BEBAUUNGSPLANES UND DER BEGRÜNDUNG HABEN VOM 
___________ BIS ____________ GEMÄSS § 3 ABS. 2 BAUGB ÖFFENTLICH AUSGELEGEN.

FRIEDEBURG, DEN _____________

___________________________________
BÜRGERMEISTERIN
________________________________________________________________________________________

5. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG MIT EINSCHRÄNKUNG

DER VERWALTUNGSAUSSCHUSS DER GEMEINDE HAT IN SEINER SITZUNG AM __________ DEM 
GEÄNDERTEN ENTWURF DES BEBAUUNGSPLANES UND DER BEGRÜNDUNG ZUGESTIMMT UND DIE 
ERNEUTE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG MIT EINSCHRÄNKUNG GEMÄSS § 3 ABS. 3 SATZ 1 ZWEITER 
HALBSATZ BAUGB BESCHLOSSEN. ORT UND DAUER DER ÖFFENTLICHEN AUSLEGUNG WURDEN AM 
__________ ORTSÜBLICH BEKANNTGEMACHT. DER ENTWURF DES BEBAUUNGSPLANES UND DER 
BEGRÜNDUNG HABEN VOM __________ BIS __________ GEMÄSS § 3 ABS. 2 BAUGB ÖFFENTLICH 
AUSGELEGEN.

FRIEDEBURG, DEN __________

____________________________________
BÜRGERMEISTERIN
______________________________________________________________________________________

6. SATZUNGSBESCHLUSS

DER RAT DER GEMEINDE HAT DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 36 VON FRIEDEBURG "BUSBETRIEBSHOF" 
NACH PRÜFUNG DER BEDENKEN UND ANREGUNGEN GEMÄSS § 3 ABS. 2 BAUGB IN SEINER SITZUNG 
AM ___________ ALS SATZUNG (§10 BAUGB) SOWIE DIE BEGRÜNDUNG BESCHLOSSEN.

FRIEDEBURG, DEN ______________

____________________________________
BÜRGERMEISTERIN
_________________________________________________________________________________________
 
7. INKRAFTTRETEN

DER BESCHLUSS DES BEBAUUNGSPLANES DURCH DIE GEMEINDE IST GEMÄSS § 10 BAUGB AM 
__________ IM AMTSBLATT FÜR DEN LANDKREIS WITTMUND BEKANNTGEMACHT WORDEN. DER   
BEBAUUNGSPLAN NR. 36 VON FRIEDEBURG "BUSBETRIEBSHOF" IST DAMIT AM __________ 
RECHTSVERBINDLICH GEWORDEN.

FRIEDEBURG, DEN __________

____________________________________
BÜRGERMEISTERIN
________________________________________________________________________________________

8. VERLETZUNG VON VORSCHRIFTEN

INNERHALB VON EINEM JAHR NACH INKRAFTTRETEN DES BEBAUUNGSPLANES IST DIE VERLETZUNG 
VON VORSCHRIFTEN BEIM ZUSTANDEKOMMEN DES BEBAUUNGSPLANES NICHT GELTEND GEMACHT 
WORDEN.

FRIEDEBURG, DEN __________

____________________
BÜRGERMEISTERIN

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

DER VERWALTUNGSAUSSCHUSS DER GEMEINDE HAT IN SEINER SITZUNG ___________ DIE 
AUFSTELLUNG DES  BEBAUUNGSPLAN NR. 36 VON FRIEDEBURG "BUSBETRIEBSHOF" BESCHLOSSEN. 
DER AUFSTELLUNGSBESCHLUSS IST GEMÄSS § 2 ABS. 1 BAUGB AM __________ ORTSÜBLICH 
BEKANNTGEMACHT WORDEN.

FRIEDEBURG, DEN ____________

____________________________________
BÜRGERMEISTERIN
______________________________________________________________________________________

KARTENGRUNDLAGE: LIEGENSCHAFTSKARTE
                                           MAßSTAB: 1 : 1 000
                                           „QUELLE“: AUSZUG AUS DEN GEOBASISDATEN DER NIEDERSÄCHSISCHEN
                                           VERMESSUNGS- UND KATASTERVERWALTUNG

                                                                                                         © 2011 

HERAUSGEBER:         BEHÖRDE FÜR GEOINFORMATION, LANDENTWICKLUNG UND LIEGENSCHAFTEN
                                         (GLL)  AURICH 

ANGABEN UND PRÄSENTATIONEN DES AMTLICHEN VERMESSUNGSWESENS SIND DURCH DAS 
NIEDERSÄCHSISCHE GESETZ ÜBER DAS AMTLICHE VERMESSUNGSWESEN (NVermG) SOWIE DURCH 
DAS GESETZ ÜBER URHEBERRECHT UND VERWANDTE SCHUTZRECHTE 
(URHEBERRECHTSSCHUTZGESETZ) GESETZLICH GESCHÜTZT.

DIE VERWENDUNG FÜR NICHTEIGENE ODER FÜR WIRTSCHAFTLICHE ZWECKE UND DIE ÖFFENTLICHE 
WIDERGABE VON ANGABEN DES AMTLICHEN VERMESSUNGSVERZEICHNISSE UND VON 
STANDARDPRÄSENTATIONEN IST NUR MIT ERLAUBNIS DER ZUSTÄNDIGEN VERMESSUNGS- UND 
KATASTERBEHÖRDE ZULÄSSIG. KEINER ERLAUBNIS BEDARF
1. DIE VERWERTUNG VON ANGABEN DES AMTLICHEN VERMESSUNGSWESEN UND VON 
         STANDARDPRÄSENTATIONEN FÜR AUFGABEN DES ÜBERTRAGENEN WIRKUNGSKREISES DURCH 
         KOMMUNALE KÖRPERSCHAFTEN,
2. DIE ÖFFENTLICHE WIEDERGABE VON ANGABEN DES AMTLICHEN VERMESSUNGSWESENS
         UND VON STANDARDPRÄSENTATIONEN DURCH KOMMUNALE KÖRPERSCHAFTEN, SOWEIT DIESE
         IM RAHMEN IHRER AUFGABENERFÜLLUNG EIGENE INFORMATIONEN FÜR DRITTE BEREITSTELLEN
         (AUSZUG AUS § 5 (3) NVermG).

DIE PLANUNTERLAGE ENTSPRICHT DEM INHALT DES LIEGENSCHAFTSKATASTERS UND WEIST DIE 
STÄDTEBAULICH BEDEUTSAMEN ANLAGEN SOWIE STRAßEN, WEGE UND PLÄTZE NACH (STAND VOM 
21.06.2011). SIE IST HINSICHTLICH DER DARSTELLUNG DER GRENZEN UND DER BAULICHEN ANLAGEN 
EINWANDFREI.

AURICH,                                          DEN ………………..
BEHÖRDE FÜR GEOINFORMATION,                             DATUM
LANDENTWICKLUNG UND LIEGENSCHAFTEN      
 
   
……………………………………………………….…
KATASTERAMT WITTMUND 

                                        ………………………………………………………………….
                                        (UNTERSCHRIFT)

__________________________________________________________________________________________

3. ENTWURF UND VERFAHRENSBETREUUNG:
   
THALEN CONSULT GMBH

PROJEKTBEARBEITUNG:  DIPL.-ING. L. WINTER
TECHNISCHE MITARBEIT:                      A. KÖNIG

Verfahrensvermerke

Planzeichenerklärung gem. PlanzV 1990

1. Art der baulichen Nutzung

GewerbegebietGE

Textliche Festsetzungen

5. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
und zugleich Grenze des vorhaben- und Erschließungsplanes

      TF: 1 gemäß textlicher Festsetzung Nr. 1 

Gemeinde
Friedeburg
Bebauungsplan Nr. 36 von Friedeburg
"Busbetriebshof"
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Planverfasser: Thalen Consult GmbH 
Urwaldstraße 39
26340 Neuenburg
Tel. 04452 - 916-0
Projekt-Nr.: 9105

Räumlicher Geltungsbereich

    

Hinweise

2. Maß der baulichen Nutzung

0,8 

GH: max. 9,00 m

a

3. Bauweise, Baugrenzen

Baugrenze

Grundflächenzahl als Höchstmaß 

maximal zulässige Gebäudehöhe

abweichende Bauweise

1. Es gilt die BauNVO 1990.

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können 
u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen 
und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 
Abs. 1 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen dem 
Landkreis Wittmund als Unterer Denkmalschutzbehörde oder der Ostfriesischen Landschaft, Hafenstraße 
11, 26603 Aurich, Tel.: 04941 / 1799-0, Email: olaf@ostfriesischelandschaft.de, unverzüglich gemeldet 
werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und 
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige 
unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde 
vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

3. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte 
zutage treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen.

Vereinfachtes Verfahren nach § 13 BauGB

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen

4. Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

1. Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO

Gemäß § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO sind von den Nutzungen des § 8 Abs. 2 Gewerbebetriebe aller Art mit 
Ausnahme von Einzelhandelsbetrieben, die nur ausnahmsweise zulässig sind, Lagerhäuser, Lagerplätze, 
öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude und Tankstellen allgemein zulässig.
Gemäß § 1 Abs. 6 Ziffer 2 BauNVO sind die im Gewerbegebiet nach § 8 Abs. 3 ausnahmsweise 
zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind, und Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke allgemein 
zulässig.

2. Abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 Bau NVO

In der abweichenden Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO sind Gebäude wie in der offenen Bauweise, 
jedoch ohne Längenbeschränkung, zulässig,

3. Höhe und Höhenlage baulicher Anlagen gemäß § 18 BauNVO

Bezugspunkt für Höhe und Höhenlage:
Als unterer Bezugspunkt gilt der Schnittpunkt von Fahrbahnachse des Russlandweges und Achse der 
Grundstückszufahrt.
Gebäudehöhe (zugleich Firsthöhe):
Als Gebäudehöhe bzw. Firsthöhe gilt das Maß zwischen dem höchsten Punkt des Gebäudes (oberer 
Bezugspunkt) und o.g. unterem Bezugspunkt. Überschreitungen durch untergeordnete Bauteile können 
zugelassen werden.

4. Pflanzgebot gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB und Erhaltung gemäß Nr. 25 b

4.1 Im gekennzeichneten Bereich ist ein mindestens 0,50 m hoher Wall zu errichten, der mit 
standortheimischen Laubgehölzen zu bepflanzen ist.
4.2 In den gekennzeichneten Bereichen sind die vorhandenen Bäume und Sträucher dauerhaft 
zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.

  

Wallhecke gemäß rechtsstehender Nachrichtlicher Übernahmen

Nachrichtliche Übernahmen gem. § 9 Abs. 6 BauGB

Umgrenzung von Flächen zum Erhalten von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen

Wallhecken
Die gekennzeichnete Wallhecke steht gemäß § 22 Abs. 3 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum 
Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) unter Schutz.

Nachrichtliche Übernahmen

      NÜ Nachrichtliche Übernahme


